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Bundesfachverband umF e.V.

• Seit 1998 Lobby- und Dachorganisation 

• 400 Mitglieder bundesweit

• Landeskoordination in den Bundesländern

• Zielgruppenerweiterung seit 2014 auch Begleitete, junge Volljährige 

Tätigkeitsbereiche:

 Qualifizierung über Tagungen, Schulungen, Arbeitshilfen..

 (Fachkräfte) Beratung im Einzelfall

 Gremien- und Netzwerkarbeit für eine Stimme junger Geflüchteter 
und ihrer Unterstützer*innen in der (Fach) Öffentlichkeit



In eigener Sache…

Was bietet der BumF?

 Mitgliedschaft für Einzelpersonen und Organisationen (vergünstigte 
Teilnahme an Fortbildungen und Tagungen) Mitgliedschaft - BumF (b-
umf.de)

 Newsletter https://b-umf.de/newsletter/

 Rechtshilfefonds https://b-umf.de/rechtshilfefonds/antrag/

 Fachkräfteberatung https://b-umf.de/beratung/

https://b-umf.de/mitgliedschaften/
https://b-umf.de/newsletter/
https://b-umf.de/rechtshilfefonds/antrag/
https://b-umf.de/beratung/


In eigener Sache…

Neues Projekt mit Ukraine-Fokus 

• Seit Juli 2022 durch terre des hommes gefördert

• Projektpartner:innen sind die BafF und ECPAT Deutschland e.V. 

• Projektziel = die Aufnahmesituation von Kindern und Jugendlichen aus der 
Ukraine zu verbessern

• Neues Beratungsangebot mit ukrainischer Übersetzung:

• Gerichtet an Fachkräfte und Ehrenamtliche 

• Beratungsgespräche buchbar über Outlook donnerstags zwischen 12.00 
und 14.00 Uhr



des Eltern- und Geschwisternachzugs.

Aufenthaltsrechtliches 
für Geflüchtete aus der Ukraine 



I. Woraus resultiert die Einreiseerlaubnis?

II. Woraus resultiert die AE?

III. Was folgt aus der AE? 

IV. Wer bekommt eine AE?

V. Wie lange geht der Aufenthaltstitel?

Gliederung



• Ukraine-Aufenthalts-Übergangsverordnung vom 07.03.2022

• Kein Visum erforderlich für Menschen, die in der Ukraine einen 
„rechtmäßigen“ Aufenthalt hatten

• Freie Wahl des Schutzlandes

• Visafreier Aufenthalt bis zum 31.8.2022; unklar, aber 
wahrscheinlich, dass das verlängert wird

WORAUS: Einreiseerlaubnis

https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/iOtjNkrHCZ76Jw5ReGn/content/iOtjNkrHCZ76Jw5ReGn/BAnz AT 08.03.2022 V1.pdf?inline


• Erstmalige Anwendung der sog. Massenzustromsrichtlinie
(Reaktion auf den Kosovo-Krieg) Richtlinie 2001/55/EG
durch Ratsbeschluss vom 03.03.2022

• politische Motivation: 

 keine Überlastung der Asylsysteme,

„freie“ Wahl des Schutzlandes,           

unbürokratischer Schutz

WORAUS: 
Rechtliche Grundlage für AE

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=celex:32001L0055


§ 24 AufenthG Aufenthaltsgewährung zum vorübergehenden Schutz

Abs. 1 Anspruch auf Erteilung einer AE
Nach Registrierung wird gem. § 81 Abs. 3 S. 1, § 8 Abs. 5 AufenthG eine 
Fiktionsbescheinigung ausgestellt bis zur Entscheidung über den Antrag

 Registrierung (in Berlin im Online-Verfahren)

BAMF: mehr als 850.000 im AZR erfasst (Stand Juni 2022), davon laut 
Bundesinnenministerium alleine 310.199 Kinder und Jugendliche unter 18. 
Jahren (Stand 2. Juni)

Zahlen = unverlässlich wegen Problemen beim Datentransfer und Rückkehr 
von Geflüchteten in die Ukraine 

Umsetzung in Deutschland 



• Verteilung: seit dem 16.03.2022 grundsätzlich Verteilung nach dem 
(EASY-Verfahren, aber abhängig vom Bundesland, ob tatsächlich verteilt 
wird. 

• Wohnsitzregelung nach § 24 Abs. 5 AufenthG, aber die Geflüchteten 
können sich selbst eine Wohnung suchen. 

• Rechtskreiswechsel: nachdem die AE nach § 24 AufenthG beantragt 
wird und die FB ausgestellt wird  Grundsicherung nach SGB II/ XII

• Davor: Leistungen nach dem AsylbLG (Argument: Schutzgesuch)

• Direkter Zugang zum Arbeitsmarkt schon vor der Registrierung

• Kein Familiennachzugsverfahren, wenn die Angehörigen eine AE nach §
24 AufenthG bekämen, aber direkter Zuzug; wenn kein eigener 
Schutzanspruch: FZ nach § 29 Abs. 4 AufenthG

Was resultiert aus der AE?



• Ukrainische Staatsangehörige, die vor dem 24. Februar 2022 ihren 
Aufenthalt in der Ukraine hatten und deren Familienangehörige 
(auch wenn die selber Drittstaatsangehörige sind!). 

• Ukrainische Staatsangehörige, die sich bereits zuvor in Deutschland 
befanden und deren Aufenthaltserlaubnis ausläuft

• Staatenlose und Staatsangehörige anderer Staaten, die vor dem 24. 
Februar in der Ukraine internationalen Schutz (GFK) oder einen 
gleichwertigen nationalen Schutz genossen haben sowie deren 
Familienangehörige (erweiterter Familienbegriff)

WER bekommt in Deutschland auf Grundlage von §
24 AufenthG Schutz?

 keine Dokumente und nicht staatenlos

 doppelte Staatsbürgerschaft

Problem



 Kein bedingungsloser Schutz nach § 24 AufenthG

 Nur möglich für Angehörige der folgenden Personengruppen

- unbefristetem Aufenthaltstitel in der Ukraine

- Anderer rechtmäßiger Aufenthalt (über vorübergehenden

Kurzaufenthalt von 90 Tagen hinausgehenden Aufenthalt)

Was ist mit nicht ukrainischen 
Staatsangehörigen (Drittstaatsangehörige)?



Zusätzliches Kriterium für genannte Personengruppen:

?? Keine sichere und dauerhafte Rückkehr in ihr Herkunftsland

 Ohne Prüfverfahren wird davon ausgegangen bei Afghanistan,

Eritrea, Syrien und zum Teil auch Irak

 Prüfverfahren: bei Abschiebehindernissen prüft (ABH), beziehen

sich die Gründe auf das Herkunftsland ist das BAMF zu beteiligen.

SONST NUR: Visumsfreier Aufenthalt nach der Ukraine-Aufenthalts-

Übergangsverordnung erlaubt bis zum 31.8.2022

 Bis zum 31.08 muss ein AT beantragt werden

sonst: Ausreisepflicht ab September

Was ist mit nicht ukrainischen 
Staatsangehörigen (Drittstaatsangehörige)?

https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/iOtjNkrHCZ76Jw5ReGn/content/iOtjNkrHCZ76Jw5ReGn/BAnz AT 08.03.2022 V1.pdf?inline


Während der Prüfung:

• Sozialleistungen sind bereits möglich vor Erteilung AE

• Erwerbstätigkeit erlaubt

• Zulassung Integrationskurs

Bei Ablehnung:

• Leistungen nach SGBXII als Härtefallleistungen für 3 Monate

• Prüfen, ob andere Möglichkeiten für einen Aufenthalt in Betracht

kommen

Was ist mit nicht ukrainischen 
Staatsangehörigen (Drittstaatsangehörige)?



• Kein Ausschluss der Beantragung eines anderen Aufenthaltstitels

• Auch nach Erteilung ist ein Wechsel in einen anderen Aufenthaltstitel 
möglich, Visumsverfahren muss nicht nachgeholt werden

• In Betracht kommen besonders:

§§ 16a, 18a und 18b AufenthG

• Frage des Asyls für Kriegsdienstverweigerer  aus der Ukraine 

Verhältnis zu anderen Aufenthaltstiteln



• Zunächst ein Jahr

• Möglich: Zweimalige Verlängerung um je sechs Monate auf insgesamt 
zwei Jahre = abhängig von politischer Entwicklung

• Möglichkeit der Verlängerung um ein weiteres Jahr 
(= insgesamt dann drei Jahre)

 Problem: keine Verfestigung des Aufenthalts vorgesehen

Wie lange gilt die AE nach § 24 AufenthG?



Ukrainische Kinder und Jugendliche 
und Jugendhilfe



Minderjährige sind besonders schutzbedürftig  nach Art 21 
Aufnahmerichtlinie

Begleitet

Versorgung und 
Unterbringung 
nach dem 
AsylblG

Unbegleitet

Primat der 
Kinder und 
Jugendhilfe



 Das Jugendamt erlangt Kenntnis über eingereiste Kinder und 
Jugendliche (durch EA oder Registrierung), bei denen der Status 
nicht klar ist  alle die ohne Eltern einreisen

 Prüfung: gibt es Erziehungsberechtigte???

 Kinderschutz steht an erster Stelle!!!

 Verhinderung von Menschenhandel und Ausbeutung

 Problematisch: Unterbringung bei Privatpersonen ohne Kenntnis 
des Jugendamtes!!!

Einreise Minderjähriger



Großmutter Ü70 mit 4 jährigem Enkel

Junge Frau mit eigenem Kind (2)
und Schwester (13)

Frau mit drei eigenen Kindern
und Nachbarskind, 
Eltern in der Ukraine

In Deutschland lebende
Bekannte nimmt Kind 
auf, Eltern in der Ukraine

Geschwisterpaar (15,17)

Jugendliche (17) wurde
von Gastfamilie aufgenommen

Einrichtung mit 80
Kindern und drei
Betreuungspersonen
mit eigenen Kindern

Ukrainische Familie mit eigenen
Kindern und drei weiteren
Pflegekindern

Einreise Minderjähriger



Vorläufige Inobhutnahme 
nach §42a SGBVIII

„Klassische umF“ ohne 
Sorgeberechtigte oder 
Begleitpersonen, die 
verantwortlich sind

System der Kinder-und 
Jugendhilfe greift (vorläufige 
Inobhutnahme, Clearing, 
Vormundschaftsbestellung, 
reguläre Unterbringung)

Kinder/Jugendliche mit 
Begleitpersonen (entweder in 
Gruppen oder einzeln)

Prüfung der 
Erziehungsberechtigung 
durch das Jugendamt, wenn 
dies nicht kurzfristig  erfolgen 
kann, dann auch 
Inobhutnahme



Erziehungsberechtigung aufgrund einer Vereinbarung mit dem 
Personensorgeberechtigten:

• Nicht nur vorübergehend
• Nicht notwendigerweise schriftlich, sondern auch konkludent 
• Nicht nur für einzelne Verrichtungen
• Kontakt mit Personensorgeberechtigten besteht

Auch zu prüfen bei Verwandten und Begleitpersonen von Einrichtungen 
(hier beachten: ukrainisches Sorgerecht) 

 Jugendamt muss sich im Kontakt mit Eltern davon überzeugen!!

Vormundschaftsbestallung durch das FamG, wenn von ständiger 
Erreichbarkeit der Eltern nicht ausgegangen werden kann
• Sorgerechtsvollmachten Vorlage

Erziehungsberechtigung



Im Rahmen der vorläufigen Inobhutnahme wichtig: 

• Aufrechterhalten Sozialer Bindung und Ausschluss des 
jugendhilferechtlichen Verteilverfahrens  (Beziehung zu 
begleitenden Personen beachten,  Geschwister nicht trennen; 
Gruppen nicht auseinander reißen)

• Die Inobhutnahme kann bei geeigneter  Person, sonstiger 
Wohnform oder Unterbringung stattfinden

• Jugendamt ist rechtlicher Vertreter und kann Rechtshandlungen 
zum Wohle des Kindes vornehmen 

• Im Rahmen der vorläufigen Inobhutnahme muss das Jugendamt 
Leistungen zahlen /Versicherungsschutz stellen

Vorläufige Inobhutnahme bei 
unklarer Erziehungsberechtigung



Erziehungsberechtigung bei den 
Begleitpersonen 

• Unterbringung bei den Begleitpersonen möglich

 In der Praxis stellt das Jugendamt oft Bestätigung der 
Erziehungsberechtigung aus

• Aber: Frage der Pflegeerlaubnis??? Nur dann auch Pflegegeld und 
Leistungen nach dem SGBVIII

außer: Verwandtenpflege

Pflege unter 8 Wochen

• Ggf. dennoch Bestellung eine Vormundes (Sorgerecht kann nur über ein 
gerichtliches Verfahren zugesprochen werden), Begleitpersonen können 
Vormundschaft übernehmen

• Wenn aufnehmende Begleitperson die Vormundschaft hat: dann auch 
ohne Erlaubnis möglich



Erziehungsberechtigung nicht bei den 
Begleitpersonen 

• Bestellung eines Vormundes verpflichtend!!

• Unterbringung in geeigneter Einrichtung

• Unterbringung bei den Begleitpersonen wäre  nur im Rahmen 
der Vollzeitpflege (Pflegeerlaubnis erforderlich!) möglich 

• Hält das Jugendamt die Begleitperson für ungeeignet, obwohl 
die Erziehungsberechtigung wirksam erteilt worden ist, muss das 
JA ergänzende Leistungen anbieten um die Geeignetheit 
herzustellen und ggf Ergänzungspflegschaft anordnen



• Bis zu Verwandten 3. Grades ohne Genehmigung des 
Jugendamtes möglich, dann  keine Leistungen nach dem SGBVIII, 
sondern Sozialleistungsträger zuständig wenn nur Sicherstellung 
des Lebensunterhaltes (AsylblG und später SGB)

• Aber: Es kann durch Personensorgeberechtigten Antrag auf 
Vollzeitpflege gestellt werden  dann muss Geeignetheit der 
Pflegestelle geprüft werden (Pflegekinderdienst) und es wird 
Pflegegeld gezahlt

Sonderfall: Verwandtenpflege



• Koordinierungssstelle durch das BMFSFJ: stehen im Kontakt mit 
ukrainischem Ministerium, koordinieren Objekte, Träger und 
Anfragen

• Hilfetelefon SOS Kinderdörfer für Zivilgesellschaft und 
Einrichtungen, die evakuieren wollen, Immobilien anbieten etc

• Fragen der Betriebserlaubnis, Fachkräftegebot, Anerkennung 
ukrainischer Fachkräfte etc.

Kinder aus Waisenhäusern



• Problematisch, da ukrainisches Recht andere Konstellationen 
kennt

• Es wird Vormundschaft (u14) und Pflegschaft (ü14) und Patronat 
unterschieden

• Leitungen der Einrichtung werden Vormund (in D ausgeschlossen)

Kinder aus Waisenhäusern



• Laut BMFSFJ: wenn eine dieser Konstellationen, ist von 
Erziehungsberechtigung auszugehen

• Das Jugendamt muss prüfen, ob der erzieherische Bedarf durch die 
Begleitperson gedeckt ist  und eine passende Hilfe installieren

Maßnahmen müssen berücksichtigen, dass die Kinder von 
Erziehungsberechtigten begleitet sind, die aber keine Fachkräfte im 
Sinne deutscher Standards sind

Kinder aus Waisenhäusern



• Vorschlag BMFSFJ: 

Hilfe zur Erziehung nach §27 Abs 2 SGBVIII als große Pflegefamilie

 Kinder und Jugendliche erhalten Unterhaltsleistungen nach 
§39SGB VIII (Pflegegeld)

 Betreuungspersonen bekommen Pflegegeld, Beratung (§37a 
SGBVIII)

 Geeignete Unterkunft wird zur Verfügung gestellt
 Betriebserlaubnis nicht nötig
 Erweitertes Führungszeugnis oder Verpflichtungserklärung

Kinder aus Waisenhäusern



• Lebensunterhaltssicherung der Mdj , wenn kein erzieherischer 
Bedarf vorliegt:

 SGB II bzw. XII

• für die Betreuungspersonen: SGB II Leistungen, Erwerbstätigkeit ist 
unzumutbar , wenn Betreuungskräfte wegen der 
Betreuungstätigkeit einer Arbeit nicht nachgehen können

• Oder Anstellung über Träger und dann Finanzierung 

Kinder aus Waisenhäusern
Finanzielle Absicherung



• Allen Familien mit Kindern stehen in Deutschland die Leistungen 
der Kinder- und Jugendhilfe zu

• Kindertagesbetreuung

• Beratung von Familien 

• Hilfeangebote: Frühe Hilfen, Familienhilfe, Einzelfallhilfe, 
besonderer Förderbedarf

• Jugend/ Freizeitarbeit

• Kinderschutz

• Zuständig: Jugendamt am Wohnort

Familien mit Kindern



Diese Veranstaltung hat stattgefunden im Rahmen des Projektes 
„Aufnahmesituation ukrainischer Kinder und Jugendlicher verbessern“ 
gefördert durch terre des hommes

Helen Sundermeyer Livia Giuliani
Mobil: 0157-53678775
h.sundermeyer@b-umf.de l.giuliani@b-umf.de

www.b-umf.de

•Dieses Projekt wird mit Mitteln aus dem Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds gefördert 

mailto:h.sundermeyer@b-umf.de
mailto:l.giuliani@b-umf.de
http://www.b-umf.de/

